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Gewalt gegen alte Menschen
Daten, Fakten, Defizite
Wie der Schutz verbessert werden muss

Mit der steigenden Zahl von
Menschen, die ein hohes Al-

ter erreichen, nimmt auch der Be-
darf an Versorgung und Pflege zu.
Die Arbeit wird ganz überwiegend
von Familienangehörigen – Ehe-
frauen, Töchtern und Schwieger-
töchtern – geleistet, mit oder auch
ohne Ergänzung durch ambulante
Dienste. Meist wünschen die alten
Menschen die häusliche Pflege, um
nicht ins Heim gehen zu müssen,
und auch sozialpolitisch wird diese
Lösung favorisiert. Doch die Be-
treuung zu Hause führt Pflegende
und Gepflegte vielfach an die Gren-
zen ihrer körperlichen und psy-
chischen Belastbarkeit./1/

Private Notruf-Initiativen, Ver-
bände und Medien machen seit ge-
raumer Zeit darauf aufmerksam,
dass Fälle von Gewalt und Vernach-
lässigung keine seltene Ausnahme
darstellen./2/ Es wird übereinstim-
mend angenommen und in ersten
Studien bestätigt, dass zu den be-
kannt werdenden Fällen eine er-
hebliche Anzahl im Dunkelfeld hin-
zuzurechnen ist./3/ So kommt eine
Studie des Kriminologischen For-
schungsinstituts Niedersachsen
(KFN) allein für die Gruppe der 60-
bis 75-Jährigen zu der geschätzten
Zahl von 600 000 Menschen, die
jährlich in Deutschland in der einen
oder anderen Weise von nahe ste-
henden Personen misshandelt wer-
den – vorwiegend durch körperliche
Gewalt, aktive Vernachlässigung
oder Medikamentenmissbrauch, in
geringerem Maße auch durch ma-
terielle Schädigung oder fortwäh-
rende verbale Aggression./4/ Ameri-
kanische und kanadische Studien
kommen zu vergleichbaren Ergeb-
nissen. Für die Gruppe der Hochalt-
rigen, die ein weit höheres Risiko
tragen, Opfer von Gewalt zu wer-
den, liegen keine zuverlässigen Da-
ten vor, da ihre Erhebung auf ex-
treme Schwierigkeiten stößt. Die
Folgen für die Opfer reichen von
schwerwiegenden körperlichen
Verletzungen über psychosomati-
sche Beschwerden und posttrauma-
tische Belastungsstörungen bis hin
zu Depressionen und Suizidrisi-
ken./5/

Ursachenzusammenhänge sowie
Präventions- und Interventions-
möglichkeiten sind in Deutschland
– anders als beispielsweise in Eng-
land und den USA, aber auch von
der  Weltgesundheitsorganisation
(WHO) der Vereinten Nationen so-
wie jüngst  in der Europäischen
Union – von Forschung, Politik und
Recht bislang kaum in den Blick ge-
nommen worden./6/ Unterstützung,
Hilfen und Kontrollen sind faktisch
und rechtlich bisher unzureichend
entwickelt. Mögliche strafrechtliche
Sanktionen sind wenig »hilfreich«
für die Betroffenen und werden
deshalb kaum in Anspruch genom-
men.

Übertragbar? Erfahrungen 
im Gewaltschutz für Kinder 

Gewalt gegen Frauen und Kinder
ist dagegen seit langem Gegenstand
von Wissenschaft, Recht und Poli-
tik. Über »Pflege und Erziehung der
Kinder« wacht nach Artikel 6 Ab-
satz 2 Grundgesetz die staatliche
Gemeinschaft, und im Verbund von
Familien- und Jugendhilferecht ist
ein differenziertes System von
Rechtsnormen, Verfahren und In-
stitutionen zum Schutz von Kin-
dern vor Gewalt und Vernachlässi-
gung sowie zur Gewährleistung von
(Erziehungs-)Hilfen für die Eltern
geschaffen worden. Defizite und
Versäumnisse auf diesem Gebiet
sind regelmäßig Gegenstand öffent-

licher Diskussionen und rechtspoli-
tischer Reformen./7/ Kinder haben
nach § 1631 Abs. 2 BGB (Bürgerli-
ches Gesetzbuch) ein »Recht auf
gewaltfreie Erziehung. Körperliche
Bestrafungen, seelische Verletzun-
gen und entwürdigende Maßnah-
men sind unzulässig.« 

Alte Menschen sind nicht »wie
Kinder«, aber sie sind im hohen Al-
ter und insbesondere bei Versor-
gungs- und Pflegebedürftigkeit ähn-
lich wehrlos und verletzlich. Nach
dem Grundgesetz ist freilich auch
ihre Menschenwürde »unantast-
bar« (Art. 1 GG), und sie haben wie
alle anderen Menschen das »Recht
auf körperliche Unversehrtheit«
(Art. 2 Abs. 2 GG). Es ist daher zu
fragen, inwieweit das Familien-
recht, flankiert vom Sozialrecht,
auch ihren Schutzbelangen Rech-
nung tragen kann und muss./8/

Entsprechende konzeptionelle
Überlegungen könnten – wie dies
im Ausland auch bereits geschieht –
Anregungen aus dem Kinder-
schutzrecht aufnehmen, müssten
zugleich aber notwendige Differen-
zierungen im Auge behalten. Mün-
dige erwachsene Menschen haben
im Unterschied zu Kindern das
Recht auf selbstbestimmtes Leben,
das auch Gefährdungen einschlie-
ßen kann. Beachtung verdient zum
anderen die Tatsache, dass das



schutz für ältere Menschen gebe-
ten. Der ausführliche Bericht for-
muliert wegweisende Eckpunkte
für rechtliche, insbesondere famili-
enrechtliche, Regelungen in
Deutschland./9/ Erforderlichkeit und
Möglichkeiten familienrechtlicher
Regelungen werden dabei ebenso
deutlich wie Parallelen und Diffe-
renzen zum Kinderschutz. Von Be-
deutung ist insbesondere der Hin-
weis, dass Gewalt in familiären Pfle-
gebeziehungen keineswegs nur mit
Überlastung der Pflegenden zu er-
klären ist. Vielmehr rückt die neue-
re Forschung die Qualität der Bezie-
hung vor Eintritt der Pflegebedürf-
tigkeit  und Aggressionspotenziale –
auch auf Seiten der Pflegebedürfti-
gen –, sowie Suchtmittelabhängig-
keit und soziale Isolierung in den
Mittelpunkt./10/ Ähnlich wie im
Kinderschutz ist auch hier mit sozi-
alrechtlich ausgestalteten Hilfeange-

Spektrum möglicher Hilfen für alte
Menschen im Vergleich zu Kindern
spezifische Begrenzungen aufweist
– sei es aufgrund zunehmender
körperlicher und psychischer Ein-
schränkungen oder auch wegen der
besonderen Bedeutung der Konti-
nuitätsbedürfnisse, die den Über-
gang eines alten Menschen in eine
neue Pflegebeziehung viel schwieri-
ger machen als etwa den eines Kin-
des in eine Pflegefamilie.

Initiativen des Deutschen 
Familiengerichtstages

Auf seiner Jahrestagung im Jahr
2005 hat sich erstmals der Deutsche
Familiengerichtstag mit diesen Fra-
gen befasst und den Direktor des
Kriminologischen Forschungsinsti-
tuts Niedersachsen, Prof. Christian
Pfeiffer, um einen Überblick über
zentrale Ergebnisse internationaler
Forschung und Politik zum Gewalt-

boten für Pflegende allein nicht
auszukommen, vielmehr sind zum
Schutz der Gepflegten auch famili-
enrechtliche Ermittlungs-, Befrie-
dungs- und Eingriffsmöglichkeiten
erforderlich.

Wie das konkret aussehen könn-
te, wurde auf der selben Tagung in
einem von mir vorbereiteten und
geleiteten Arbeitskreis diskutiert.
Unter Mitwirkung der Familien-
rechtsprofessoren Uwe Diederich-
sen und Dieter Schwab sowie er-
fahrener Richter und Experten aus
Politik und Praxis wurden erste
Empfehlungen für Gesetzgebung
und Politik erarbeitet und zur Dis-
kussion gestellt/11/, die seitdem ih-
ren – langsamen – Weg durch Ver-
bände, Ministerien und politische
Gremien nehmen.

Empfehlungen zu 
Prävention und Intervention

Die Empfehlungen zielen auf Mög-
lichkeiten der Prävention ebenso
wie auf solche der Intervention. 
Als Zielgruppe sind Menschen ins
Auge gefasst, die »aufgrund von 
Alter, Krankheit oder Behinderun-
gen versorgungsabhängig sind und
im häuslichen Bereich gepflegt wer-
den«. Adressaten von Schutzrege-
lungen sollen nicht nur Familien-
angehörige, sondern auch fremde
Pflegepersonen sein, allerdings nur
solche, die in häuslicher Pflege 
tätig sind – auf die sich der Arbeits-
kreis ausdrücklich beschränkt –, 
da zur Situation in Pflegeheimen
spezifische Überlegungen anzustel-
len wären. Als »Gewalt« sollen
körperliche und seelische Gewalt,
Vernachlässigung und auch frei-
heitsbeschränkende Maßnahmen
gelten.
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Abgeschoben und
grundversorgt.

Ausgeschimpft.



Als Möglichkeiten der Präventi-
on schlägt der Arbeitskreis neben
dem Ausbau sozial- und arbeits-
rechtlicher Regelungen zur Unter-
stützung und Entlastung bei häusli-
cher Pflege [siehe auch Wellenhofer
»Bessere Bedingungen für Teilzeit-
arbeit: Damit Familienangehörige
Pflege übernehmen können«, Seite
79] eine ausdrückliche gesetzliche
Gewährleistung des Rechts auf ge-
waltfreie Pflege vor, vergleichbar
dem § 1631 Abs. 2 BGB, der das
Recht des Kindes auf gewaltfreie
Erziehung gewährleistet. Zur Um-
setzung dieses Rechts werden Infor-
mation und Aufklärung über vor-
handene Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote sowie der Ausbau
niedrigschwelliger, das heißt ein-
fach zugänglicher Beratungsange-
bote gefordert, die ohne große Hür-
den von jedem zu nutzen sind, wie
beispielsweise das »Seniorentele-
fon.« Gefordert werden auch die
Kooperation und Vernetzung vor-
handener Institutionen, die Aufga-
ben im Rahmen des Gewaltschutzes
haben oder übernehmen könnten:
Vormundschafts- und Familienge-
richte, Betreuungsbehörden und
Betreuungsvereine, Einrichtungen
der Altenhilfe, ambulante Pflege-
dienste und medizinischer Dienst
der Krankenversicherung, sozial-
und gerontopsychiatrische Zentren
sowie Krisen- und Notrufbera-
tungsstellen.

Für den Bereich der Intervention
schlägt der Arbeitskreis ein mehr-
stufiges Verfahren vor, das extrem
niedrigschwellig beginnt: Schon zu
dem Zeitpunkt, wo Angehörige mit
der Pflege eines älteren Menschen
beginnen, sollen Ärzte sowie Mitar-
beiter von Pflegediensten oder Be-
treuer den Kontakt zu einer Bera-

tungsstelle vermitteln. Länder und
Kommunen werden aufgefordert,
Stellen zu benennen oder einzu-
richten, deren Aufgabe es ist, Bera-
tungsangebote zu machen und be-
darfsgerechte Hilfen zu vermitteln.

Wenn aber Anhaltspunkte beste-
hen, dass eine pflegebedürftige Per-
son zum Opfer von Gewalt wird
und Hilfsangebote erfolglos sind,
sollen Beratungsstellen – ähnlich
wie heute Jugendämter in entspre-
chenden Fällen von »Kindeswohl-
gefährdung« – verpflichtet sein, das
Familiengericht anzurufen. Das Fa-
miliengericht hätte dann die Einlei-
tung eines Verfahrens zu prüfen
und Ermittlungen zur Einschätzung
der Gefährdungssituation anzustel-
len. Im Bedarfsfall hätte es Hilfen,
Beratung oder Mediation zu ver-

mitteln oder sonstige Maßnahmen
zu ergreifen, um Gefährdung abzu-
wenden, wie zum Beispiel die Ver-
pflichtung zu regelmäßigen ärztli-
chen Untersuchungen oder auch
ein Hausverbot für einen gewalttä-

tigen Angehörigen. Dabei dürften
Maßnahmen gegen den Willen des
betroffenen alten Menschen nur in
eng definierten Ausnahmefällen in
Betracht kommen – vor allem dann,
wenn aufgrund krankheitsbeding-
ter Einschränkungen der Einsichts-
oder Entscheidungsfähigkeit auch
die Einrichtung einer rechtlichen
Betreuung angezeigt ist.

Auf der Grundlage dieser Vor-
schläge hat der Vorstand des Famili-
engerichtstages folgende Forderung
an den Gesetzgeber verabschiedet:
»Für die zunehmende Zahl der –
überwiegend hochbetagten – ver-
sorgungsabhängigen Menschen, die
im häuslichen Bereich gepflegt wer-
den, soll der Gesetzgeber den ver-
fassungsmäßig gebotenen Schutz
vor Gewalt gewährleisten. Um die

Situation von Pflegenden und Pfle-
gebedürftigen zu erleichtern und
Gewalt zu begegnen, bedarf es ei-
ner Überprüfung der Möglichkeiten
familien- und sozialrechtlicher Nor-
men, Verfahren und Institutionen,
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»Wolken vor den Augen« 
Leben mit altersbedingter Makuladegeneration

So beschreibt der Protagonist in
Siri Hustvedts Roman »Was ich
liebte« die Symptome der altersbe-
dingten Makuladegeneration./1/

Doch während die Schilderungen
der Augenerkrankung in der Ge-
schichte einen kontrastiven Aspekt
des Plots bilden, in dem ein Kunst-
historiker sein Augenlicht zu verlie-
ren droht, stellt die vielgestaltige
Realität der Makuladegeneration in
unserer Gesellschaft zunehmend ei-
ne Herausforderung dar. Allein ihr
vermehrtes Auftauchen in der Bel-
letristik/2, 3/ und ihre Thematisie-
rung in den Medien/4, 5, 6/ belegen
die gesellschaftliche Brisanz und
Relevanz des altersbedingten Au-
genleidens – und zwar nicht nur für
die zunehmende Zahl der Betroffe-
nen. So warnte Martina Lenzen-
Schulte in der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung davor, dass die
jüngst erforschten Behandlungser-
folge die Budgets der Krankenkas-
sen zu sprengen drohten.

Ein (noch) unheilbares 
Leiden

»Altersbedingte Makuladegenerati-
on« (AMD) ist die hauptsächliche
Ursache für schwere Sehbehinde-
rung im Alter und betrifft etwa jede
fünfte Person zwischen 65 und 74
Jahren und etwa jede dritte Person
jenseits von 75 Jahren./7/ Nach
Schätzungen leiden demnach zirka
zwei Millionen Menschen in
Deutschland an AMD. Trotz intensi-
ver medizinischer Forschung/8/ und
der Entwicklung von neuen Thera-
pien ist bisher lediglich eine Verzö-

gerung des Krankheitsverlaufs
möglich, und nur für wenige Be-
troffene ist eine Verbesserung des
Sehvermögens zu erreichen. Es
wird nach zwei Formen der Erkran-
kung unterschieden: der trockenen
AMD und der feuchten Form [siehe
»Altersbedingte Makuladegenera-
tion« Seite 115]. Die Erkrankung
führt nicht zur vollständigen Er-
blindung, aber bei einem nicht ge-
ringen Anteil von Personen liegt
der verbleibende Sehrest in einem
fortgeschrittenen Stadium bei 5
Prozent und weniger./9/ Aufgrund
des geringen Restsehvermögens
können viele Betroffene nicht mehr
Lesen und Schreiben. Extreme Be-
einträchtigungen der Lebensquali-
tät ergeben sich aus der Schwierig-
keit, andere Personen selbst aus der
Nähe zu erkennen, sich außerhalb
der eigenen vier Wände zu orien-
tieren sowie alltägliche Aktivitäten
aufrechtzuerhalten und Freizeitin-
teressen zu pflegen. Aufgrund die-
ser Einbußen stellt die Erkrankung
ein hohes Risiko für die selbststän-
dige Lebensführung im Alter dar.
Hinzu kommen auf der emotiona-
len Ebene häufig zu beobachtende
depressive Verstimmungen, Selbst-
wertkrisen, Ängste und düstere Er-
wartungen an die Zukunft./10, 11/

Bisherige empirische Untersu-
chungen zur AMD aus dem psycho-
logischen, medizinischen und ge-
rontologischen Bereich verknüpfen
die Perspektiven der Betroffenen
und der Institutionen, die Angebote
für Sehbehinderte bereithalten,
nicht miteinander. Vielmehr beob-
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wie sie in jüngerer Zeit zum Schutz
von Frauen und Kindern entwickelt
wurden. Dabei muss dem Span-
nungsverhältnis zwischen Autono-
mie und Schutzbelangen mündiger
alter Menschen besondere Auf-
merksamkeit gewidmet werden.«

Ein wichtiger erster Schritt zur
öffentlichen Wahrnehmung der
Problematik ist mit der 2005 verab-
schiedeten »Charta der Rechte hil-
fe- und pflegebedürftiger Men-
schen« getan, die vom »Runden
Tisch Pflege«, das heißt, von Vertre-
tern aus Altenhilfepolitik, -praxis
und -wissenschaft mit großer Sorg-
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falt erarbeitet worden ist. Ausdrück-
lich wird hier auch das Recht auf
Gewaltfreiheit formuliert, leider aber
wiederum, ohne dessen gesetzliche
Absicherung und gerichtliche Durch-
setzbarkeit einzufordern, die im Kin-
derschutz zur Selbstverständlichkeit

geworden ist. Bleibt zu hoffen, dass
die Forderung das Ohr des Gesetzge-
bers nicht erst dann erreicht, wenn
aus dem Dunkelfeld grausame Skan-
dalfälle auftauchen und die bekann-
ten gesellschaftlichen Versäumnisse
in grelles Licht rücken. ◆

Die Ärzte versichern mir, dass
ich nicht erblinden werde. Ich

habe eine Krankheit namens Ma-
kuladegeneration – Wolken vor den
Augen. Ich bin seit meinem achten
Lebensjahr kurzsichtig. Verschwom-
mene Wahrnehmung ist für mich
also nichts Neues, aber mit Brille
habe ich immer tadellos gesehen.
Peripher sehe ich noch gut, doch
direkt vor mir ist ein ständig ausge-
franster grauer Fleck, der größer
wird. Meine Bilder aus der Vergan-
genheit sind allerdings noch leben-
dig. Betroffen ist die Gegenwart,
und die Menschen aus meiner Ver-
gangenheit, mit denen ich noch zu-
sammenkomme, haben sich in wol-
kenverhangene Wesen verwandelt.
Anfangs beängstigte mich das, doch
habe ich von Leidensgenossen und
von meinen Ärzten erfahren, dass
das, was ich erlebe, ganz normal
ist.«


